
164 Vorläufige Satzung der Studentensdiaft der TH Darmstadt
E rlaß  vom  1.&  1974 — V B 4  —  433 /41— -229 —

Gemäß § 36 Abs. I Nr. 2 des Hodischulgesetzes (HHG) vom 12. 5. 1970 (GVB1. 
I  S. 315), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12c 6. 1973 (GVB1. I S. 202), ge­
nehm ige ich die vom Präsidenten der Technischen Hochschule D arm stadt am 
16. 5. 1974 im  Rahm en der Rechtsaufsicht erlassene vorläufige Satzung der. 
S tudentenschaft der Technischen Hochschule D arm stad t

Die vorläufige Satzung der S tuden tensd iaft d e r  Technischen Hochschule 
D arm stadt w ird  im  Staatsanzeiger fü r das Land  Hessen veröffentlicht.

gez. v. F riedeburg

Rechtsaufsichtlich erlassene vorläufige Satzung der Studentenschaft der Tech­
nischen Hochschule D arm stadt (§ 38 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung m it § 35 
HHG)

Abschnitt I: Die Studentenschaft 

§1

(1) S tudent im Sinne dieser Satzung ist jeder im m atrikulierte Studierende 
der Technischen Hochschule Darm stadt.

(2) Die G esam theit der Studenten bildet die Studentenschaft.

(3) Die Studentenschaft ist gemäß § 26 Abs. 2 HHG eine Körperschaft des öf­
fentlichen Rechts und als solche Glied der Universität.

§ 2 Rechte und Pflichten der S tudenten

(1) Jeder S tudent ha t das Recht, nach Maßgabe dieser Satzung in den Organen 
der S tudentenschaft mitzuwirken.

(2) Jeder S tudent hat das aktive und passive W ahlrecht, soweit diese Satzung
nichts anderes bestimmt. *"-v

(3) Jeder S tudent hat das Recht, von den O rganen der S tudentenschaft gehört 
zu w erden und ihnen Anträge vorzulegen.



(4) Zur E rfüllung ih rer Aufgaben erhebt die S tudentenschaft von den M itglie­
dern Beiträge.

§ 3 Aufgaben der Studentenschaft
»

(1) Die S tudentenschaft verw altet ihre A ngelegenheiten selbst. Sie w irk t nach 
Maßgabe der Gesetze an der Selbstverw altung der Technischen Hochschule 
D arm stadt mit.

(2) Die S tudentenschaft ha t folgende A ufgaben:

1. die V ertretung  der Gesam theit ih re r M itglieder im Rahm en ih rer gesetz­
lichen und satzungsm äßigen Befugnisse,

2. die W ahrnehm ung der hochschulpolitischen Belange ih rer M itglieder,

3. die W ahrnehm ung der w irtschaftlichen Selbsthilfe der S tudenten, soweit 
sie nicht dem  S tudentenw erk übertragen  ist,

4. die M itw irkung bei der S tudentenförderung,

5. die Förderung der politischen Bildung und des staatsbürgerlichen V eran t­
w ortungsbew ußtseins der Studenten,

6. die Pflege in ternationaler Studentenbeziehungen,

7. die U nterstützung ku ltureller und musischer Interessen der Studenten,

8. die Förderung des freiw illigen Studentensports, soweit nicht die Hochschule 
dafür zuständig ist.

§ 4 Organe der S tudentenschaft

(1) Die Organe der S tudentenschaft sind

1. das P arlam ent,

2. der Allgemeine Studentenausschuß,

3. der Ä ltestenrat,

4. die Fachschafts Vertretungen.

(2) Das Parlam ent und der Ä ltestenrat tagen grundsätzlich öffentlich. Das N ä­
here regeln die Geschäftsordnungen.

§ 5 A m tsträger der Studentenschaft

(1) A m tsträger der S tudentenschaft sind

1. die M itglieder der Organe der Studentenschaft,

2. die Referenten des Allgemeinen Studentenausschusses.

(2) Die A m tsträger der S tudentenschaft und die vom Studentenparlam ent be­
auftragten studentischen V ertreter sind verpflichtet, ihre Aufgaben ordnungs­



gemäß zu erfüllen. Verstoßen sie gegen die Satzung und  O rdnungen der S tu ­
dentenschaft, so haben  sie sich auf A ntrag vor dem  Ä ltestenrat zu veran tw or­
ten.

'{3) Den A m tsträgem  der S tudentenschaft und den H erausgebern’der S tuden ­
tenzeitung kann  nach Maßgabe der F inanzordnung ein Ersatz fü r A ufw endun­
gen gew ährt w erden, die sie in  A usübung ih res Am tes haben. Die M itglieder 
des Allgemeinen Studentenausschusses haben nach M aßgabe der F inanzord ­
nung Anspruch auf eine angemessene V ergütung ih re r  A rbeit.

A bschnitt H ; D as P arlam en t 

§ 6 Aufgaben

Das P arlam en t entscheidet über alle A ngelegenheiten d e r  S tudentenschaft, 
soweit diese Satzung nichts anderes vorsieht, insbesondere über

1. W ahl und A bw ahl d er M itglieder des Allgem einen Studentenaussdiusses,

2. W ahl d e r  studentischen V ertre te r,

3. A bwahl studentischer V ertreter, soweit fü r diese nicht eine Amtszeit durch 
Gesetz oder eine andere Satzung zwingend festgelegt ist,

4. W ahl und Ab w ähl der H erausgeber der S tudentenzeitung,

5. W ahl der M itglieder des Ä ltestenrats,

6. Erlaß, Ä nderung und Aufhebung von O rdnungen der Studentenschaft,

7 . Festsetzung der Höhe von Beiträgen für die Studentenschaft. § 36 Abs. 1 
Nr. 6 HHG bleibt unberührt,

8. Verabschiedung des H aushaltsplans der Studentenschaft.

9. Erlaß der Finanzordnung,

10. V erfahrensordnung fü r eine U rabstim m ung.

§ 7 Zusam m ensetzung und Amtszeit

,1) Das P arlam ent setzt sich zusamm en aus 10 Mit gliedert-«, die nach r‘ 
G rundsätzen der V erhältnisw ahl in  allgem einer, freier, gleicher, unm itte lba ­
re r und geheim er W ahl fü r die D auer eines Jah res gew ählt werden.

(2) Die Amtszeit des Parlam ents beginnt am 1. 7. und endet am 30. 6. des fo l­
genden Jahres. Die Amtszeit des Parlam ents verlängert sich über diesen Zeit­
raum  hinaus, w enn bis dahin kein neues P arlam ent gew ählt ist, jedoch höch­
stens um ein halbes Jah r.



§ 8 P räsid ium

(1) Das P arlam en t w äh lt auf seiner ersten  Sitzung aus seiner M itte ein P rä ­
sidium, das aus dem  Präsidenten, dem  V izepräsidenten und zwei S chriftfüh ­
re rn  besteht. -— —̂ —— :—  ---- — — :-------- —--------— —,... ,

(2) Das P räsid ium  ist fü r die ordnungsgem äße D urchführung der A rbeit des
P arlam ents verantw ortlich. •

(3) P räsiden t und V izepräsident w erden  einzeln in geheim er W ahl m it der 
M ehrheit der satzungsm äßigen M itglieder gewählt. Kommt in zwei W ahlgän­
gen die erforderliche M ehrheit nicht zustande, so ist im  dritten  W ahlgang ge­
w ählt, w er die M ehrheit der abgegebenen Stim m en erhält. P räsiden t und  Vi­
zepräsident können nu r einzeln m it der M ehrheit der satzungsm äßigen M it­
glieder abgew ählt werden, die S chriftführer w erden m it der M ehrheit der ab ­
gegebenen Stim m en abgewählt.

§ 9 E inberufung und Beschlußfähigkeit

(1) D er P räsiden t beru ft das P arlam en t w ährend der Vorlesungszeit m inde­
stens einm al monatlich zu einer S itzung ein.

(2) W eitere Sitzungen finden s ta tt

1. auf Beschluß des Präsidium s

2. auf A ntrag von sieben M itgliedern des Parlam ents

3. auf A ntrag des Allgemeinen Studentenausschusses.

(3) Term in und Tagesordnung der Sitzung des Parlam ents sind den M itglie­
dern  und an den Schwarzen B re tte rn  der Studentenschaft, spätestens zwei 
Vorlesungstage vorher bekanntzugeben.

(4) Das P arlam ent ist beschlußfähig, w enn m ehr als die H älfte der satzungs­
m äßigen M itglieder anwesend ist.

§ 10 Beschlußfassung

(1) Die Beschlußfassung erfolgt m it M ehrheit der abgegebenen Stim m en, so­
w eit die Satzung nichts anderes vorschreibt, bei Stimm engleichheit ist ein A n­
trag  abgelehnt.

(2) Ü ber die Sitzung des Parlam ents ist ein Protokoll anzufertigen und an den 
Schwarzen B rettern  der S tudentenschaft auszuhängen. Ein Exem plar des P ro ­
tokolls ist dem Präsidenten  der U niversität zuzustellen.

Das Protokoll muß m indestens Beschlüsse, Ergebnisse von W ahlen und an ­
dere Abstim mungsergebnisse und deren Gegenstand enthalten. Das Nähere 
regelt die Geschäftsordnung.



§ 11 Vorzeitiges Ausscheiden und  Nachrücken

(1) Ein Mitglied scheidet vorzeitig aus

1. durch E xm atrikulation , * . • % ^

2. durch Verzicht, der dem  Präsidium  schriftlich m itzuteilen ist.

(2) F ü r das ausscheidende Mitglied rückt derjenige K andidat derselben W ahl­
liste nach, welcher den folgenden Listenplatz innehat. Is t die Liste erschöpft, 
b leib t d e r Sitz unbesetzt; eine Nachwahl findet nicht sta tt.

§ 12 A kteneinsicht

Jedes M itglied des P arlam en ts h a t das Hecht, die A kten  d er Studentenschaft 
einzusehen. Ü ber ihm  dabei bekanntw erdende persönliche Angelegenheiten 
h a t es Verschwiegenheit gegenüber jederm ann zu w ahren. .

§13 A uflösung

(1) D as P arlam ent kann  m it der M ehrheit seiner satzungsm äßigen M itglieder 
seine A uflösung beschließen. In  diesem  F all ist unverzüglich eine N euw ahl 
durchzuführen. rC -

<2) Is t die N euw ahl innerhalb  der ersten H älfte der regulären  Amtszeit des 
P arlam ents abgeschlossen, so endet die Amtszeit des außerordentlich neuge­
w ählten P arlam ents am nächsten 30. 6. A ndernfalls endet sie am 30. 6. des 
darauf folgenden Jahres.

§ 14 W ähl des P arlam ents ?

(1) Die V orbereitung und D urchführung der W ahl obliegt einem vom P a rla ­
m ent zu w ählenden W ahlausschuß. Wer dem W ahlausschuß angehört, kann 
nicht selbst zur W ahl kandidieren. Die W ahlen erfolgen auf U niversitätsebene, 
unabhängig von der Fachschaftsgliederung der Studentenschaft. Alle M it­
glieder der S tudentenschaft haben das aktive und das passive W ahlrecht, das 
passive W ahlrecht m it A usnahm e der Angehörigen des W ahlausschusses.

(2) Die W ahl findet in der Regel im Jun i statt. Der genaue Term in der Wahl 
w ird vom P arlam ent im  Einvernehm en m it dem K anzler beschlossen und von 
diesem m indestens drei Wochen vorher angekündigt. Die W ahl w ird an drei 
aufeinanderfolgenden, nicht vorlesungsfreien Tagen durchgeführt. In dieser 
Zeit m üssen die W ahllokale m indestens 18 Stunden geöffnet sein. W ahlzeiten 
sowie die S tandorte der W ahllokale bestim m t der W ahlausschuß, der sie m in­
destens eine Woche vor der W ahl bekannt gibt.

(3) W ahlvorschläge m üssen spätestens zwei Wochen vor der W ahl beim W ahl­
ausschuß eingereicht w erden. Ein W ahlvorschlag besteh t aus einer Liste von 
m indestens drei K andidaten m it festgelegter Reihenfolge, die sich m it einheit­
lichem Program m  u n te r einheitlicher Bezeichnung zur W ahl stellen. Listen, 
die nicht bereits im alten P arlam ent vertreten  w aren, können nur dann zur



W ahl zugelassen werden, w enn m indestens 50 W ahlberechtigte durch U nter­
schrift und Angabe ih re r vollständigen Adresse und Fachbereichszugehörig­
keit den W ahlvorschlag unterstü tzen. Der W ahlausschuß ist zu r Ü berprüfung 
der A ngaben verpflichtet.

(4) Zur Stim m abgabe dürfen n u r die vom W ahlausschuß im  Einvernehm en 
m it dem  K anzler vorbereiteten Stim m zettel verw endet w erden. Die W ahlbe­
rechtigung w ird bei der Ausgabe der Stim m zettel anhand des W ählerverzeich­
nisses und des Studentenausweises oder eines Personalausw eises überprüft. 
Die Stimm abgabe erfolgt durch A nkreuzen eines W ahlvorschlages in  dem da­
fü r  vorgesehenen Feld. Die Stim m abgabe ist gültig, w enn der W ille des W äh­
lers eindeutig erkennbar ist. Bestehen Zweifel an der G ültigkeit der Stimmen, 
so entscheidet der Wahlausschuß.

(5) Das öffnen der U rnen und die Auszählung der Stim m en erfolgen un ter 
Zulassung der Öffentlichkeit. Das W ahlergebnis ist vom W ahlausschuß festzü- 
stellen und w ird spätestens an dem  der W ahl folgenden M ontag an den 
Schwarzen B rettern  der S tudentenschaft und der Fachschaften bekanntgege­
ben. Die M andatsverteilung auf die L isten erfolgt nach dem  d ’Hondtschen 
Höchstzahlenverfahren.

(6) Anfechtungen müssen spätestens sieben Tage nach B ekanntgabe des W ahl­
ergebnisses schriftlich beim Ä ltesten ra t eingereicht werden. Ü ber die Gültig­
keit der W ahl entscheidet der Ä ltestenrat. Bei U ngültigkeit d er W ahl findet 
eine W iederholung innerhalb von 30 Vorlesungstagen nach Bekanntgabe der 
Entscheidung des Ä ltestenrats sta tt.

(7) Brief w ähl ist zulässig. Die B rief w ahlunterlagen können fü r die erste Wahl 
nach dieser Satzung von D ienstag bis Donnerstag der Woche vo r,der W ahl je ­
weils von 9 bis 15 U hr beim W ahlam t gegen Rückgabe der W ahlbenachrichti­
gung und un ter Vorlage des Studentenausw eises vom W ahlberechtigten selbst 
abgeholt werden. Die W ahlbriefe m üssen bis spätestens Ende der W ahlzeit 
beim  W ahlam t eingegangen sein. An den vorherigen Tagen können sie von 9 
bis 16 U hr beim W ahlam t abgegeben oder m it der Post übersand t werden.

(8) Im  übrigen gilt die W ahlordnung fü r  die W ahlen zum K onvent, zum Senat 
und zu den Fachbereichskonferenzen der Technischen Hochschule D arm stadt 
vom 12. 7.1972 (St.Anz. S. 1838) entsprechend.

Abschnitt III: Der Allgemeine Studentenausschuß (ASTA)

§15 Aufgaben

(1) Der Allgemeine Studentenausschuß füh rt die Beschlüsse des Parlam ents 
aus und ist diesem dafü r verantw ortlich.

(2) Der Allgemeine Studentenausschuß führt die laufenden Geschäfte der S tu ­
dentenschaft in eigener V erantw ortung. Er ist dabei an die Beschlüsse des 
Parlam ents und an den H aushaltsplan der Studentenschaft gebunden.



(3) Der Allgemeine Studentenausschuß v ertritt die S tudentenschaft außerge­
richtlich und gerichtlich. Rechtsgeschäftliche E rklärungen m üssen von m inde­
stens zwei M itgliedern des Allgem einen Studentenausschusses gem einschaft­
lich abgegeben werden. E rklärungen, durch die die S tudentenschaft verpflich­
te t w erden soll, bedürfen der Schriftform.

§ 16 Zusammensetzung und W ahl

(1) Der Allgemeine Studentenausschuß besteht aus m iauw iens drei Mit glie­
dern, von denen einer fü r das Finanzwesen zuständig ist.

(2) Der Allgemeine Studentenausschuß beruft zur D urchführung seiner A uf­
gaben Referenten. Die R eferenten  sind dem Allgemeinen Studentenausschuß 
gegenüber verantw ortlich und  arbeiten  nach dessen Weisung. Anzahl und 
Aufgabenbereiche der R eferenten  w erden vom Allgem einen S tudentenaus­
schuß festgelegt.

(3) F ür die Wahl des Allgem einen Studentenausschusses gilt § 8 Abs. 6 en t­
sprechend.

§ 17 Amtszeit

(1) Die Amtszeit des Allgemeinen Studentenausschusses beginnt am 1. 1. und 
endet am 31. 12. desselben Jahres. § 13 Abs. 2 findet entsprechend Anwendung. 
F ü r den Allgemeinen Studentenausschuß, der erstm alig nach dieser Satzung 
gew ählt -wird, endet die Am tszeit am 31. 12. 1975.

(2) Die Amtszeit der M itglieder des Allgemeinen Studentenausschusses endet 
vorzeitig :

1. durch Exm atrikulation,

2. durch Verzicht, der dem Parlam entspräsid ium  schriftlich m itzuteilen ist,

3. durch Ab wähl.

(3) Scheidet ein Mitglied des Allgemeinen Studentenausschusses vorzeitig aus 
dem  Amt aus, so findet unverzüglich eine Nachwahl statt.

Abschnitt IV : Der Ä ltestenrat 

§ 18 Aufgaben

(1) Der Ä ltestenrat entscheidet über die Gültigkeit angefochtener Uraü*,im ­
m un gen und W ahlen zum Studentenparlam ent.

(2) Auf A ntrag eines S tudenten  oder von Amts wegen entscheidet der Ä lte­
sten ra t über die Satzungsm äßigkeit von Beschlüssen der O rgane der S tuden­
tenschaft.

(3) S tellt der Ä ltestenrat die Satzungsw idrigkeit eines Beschlusses fest, so ist



dieser aufzuheben. Den Vollzug von Beschlüssen kann d er Ä ltestenrat bis zur 
endgültigen Entscheidung aussetzen.

(4) Der Ä ltestenrat n im m t die Aufgaben nach § 5 Abs. 2 Satz 2 der Satzung 
w ahr. __ _______

§ 19 Zusam mensetzung und Am tszeit
4

(1) Der Ä ltestenrat besteh t aus drei Studenten, die keinem  anderen Organ der
Studentenschaft angehören dürfen ; auch die Wahl von V ertre te rn  der S tuden­
tenschaft ist unzulässig. .

(2) Die Amtszeit der M itglieder des Ä ltestenrats beginnt am  1 .1 . und endet 
am  31.12.

(3) Die M itglieder des Ä ltestenrats w erden vom P arlam en t auf der ersten S it­
zung im Dezember m it der M ehrheit von zwei D ritte ln  d e r satzungsm äßigen 
M itglieder gewählt. Falls auf dieser Sitzung keine N euw ahl stattfindet, bleibt 
der Ä ltestenrat bis zu einer N euw ahl im Amt.

(4) Die Amtszeit eines M itgliedes des Ä ltestenrats endet vorzeitig

1. durch Exm atrikulation,

2. durch Verzicht, der dem  Parlam entspräsid ium  schriftlich m itzuteilen ist. 
Eine Abwahl durch das P arlam ent ist unzulässig.

(5) Scheidet ein Mitglied des Ä ltestenrats vorzeitig aus dem  A m t aus, so findet 
unverzüglich eine Nachwahl sta tt.

§ 20 Entscheidung und Anfechtung

(1) D er Ä ltestenrat entscheidet m it der M ehrheit von m indestens zwei seiner 
Mitglieder.

(2) § 10 Abs. 2 der Satzung gilt entsprechend.

(3) Gegen Entscheidungen des Ä ltestenrats kann Rechtsaufsichtsbeschwerde 
beim  U niversitätspräsidenten eingelegt werden. W eitere Rechtsaufsichtsbe­
schwerde ist beim Hessischen K ultusm inister gegeben.

Abschnitt V: Fachschaften 

§ 21

(1) Die Studenten eines Fachbereichs bilden eine Fachschaft.

(2) Die Studenten sind M itglieder eines oder m ehrerer Fachbereiche nach M aß­
gabe der Allgemeinen Vorschriften fü r Studierende vom 29. 10. 1971 (GVB1. 
I  S. 268).



(3) Das passive W ahlrecht darf nur in einem  Fachbereich wahrgenom men 
werden.

§ 22 Aufgaben — ------— — :----- — -——————-v—

Die Fachschaften sollen zur Förderung aller S tudienangelegenheiten be itra ­
gen und in ihrem  Bereich die hochschulpolitischen Interessen ih rer M itglieder 
w ahrnehm en.

§ 23

Die Fachschaften verw alten ihre Angelegenheiten selbst. Das P arlam ent ist 
verpflichtet, den Fachschaften im Rahmen des H aushaltsplanes eine ihren A uf­
g ab en  angemessene Finanzierung zu sichern.

§ 24 .

(1) Die Fachschaftsvertretung ist das Organ der Fachschaft. Die Fachschafts­
vertretung  gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2) Die Fachschaftsvertretung hat minclestens einm al im Semester eine Voll­
versam m lung einzuberufen. Die Vollversammlung muß mindestens vier Vor­
lesungstage vorher angekündigt werden. Auf der Vollversammlung berichtet 
die Fachschaftsvertretung über ihre Arbeit und stellt sie zur Diskussion.

(3) Die Beschlüsse der Fachschaftsvertretung erfolgen m it der M ehrheit ih rer 
Mitglieder.

(4) F ü r die Bekanntm achung gilt § 10 Abs. 2 der Satzung entsprechend.

§25

(1) Fachschaften bis zu 500 M itgliedern w ählen drei, Fachschaften m it 501 bis 
1000 M itgliedern w ählen fünf, Fachschaften m it 1001 bis 1500 M itgliedern w äh ­
len sieben und Fachschaften m it mehr als 1500 M itgliedern wählen neun Fach- 
kchaftsvertreter. § 7 Abs. 1 und 2 dieser Satzung gilt entsprechend.

(2) F ü r die W ahl der Fachschaftsvertretungen gilt § 14 entsprechend. W ird 
nu r eine Liste eingereicht, findet Persönlichkeitswahl statt, wobei jeder W äh­
ler so viele Stim m en hat, wie Fachschaftsvertreter zu w ählen sind. F indet die 
W ahl gleichzeitig m it den W ahlen zum Studentenparlam ent statt, kann der 
W ahlausschuß fü r die Wahl zu den Fachschaftsvertretungen mit dem W ahl­
ausschuß fü r die W ahl zum Studentenparlam ent identisch sein. Listen, die 
nicht bereits in den alten Fachschaftsvertretungen vertreten  waren, können 
nu r dann zur W ahl zugelassen werden, w enn m indestens fünf W ahlberech­
tigte durch U nterschrift, Angabe ih rer vollständigen Adresse und Fachbe­
reichszugehörigkeit den Wahlvorschlag unterstützen.



Abschnitt VI: Finanzwesen 

§ 26 Beiträge

(1) Das Parlam ent setzt die Höhe der Beiträge für die S tudentenschaft fest. 
Die Beiträge sind so zu bemessen, daß

1. die sozialen Verhältnisse der S tudenten berücksichtigt werden,

2. die Erfüllung der Aufgaben der S tudentenschaft gew ährleistet ist.

Die Beitragsfestsetzung bedarf der Genehmigung des Hess. K ultusm inisters.

(2) D er Beschluß über die Festsetzung der Beiträge sowie die Genehmigung 
des Hess. K ultusm inisters sind im Staatsanzeiger für das Land H e^ en  zu 
öffentlichen. Sie sollen auch am  A nschlagbrett der S tudentenschaft bekarm t- 
gegeben werden.

§ 27 H aushaltsplan

(1) Der Allgemeine Studentenausschuß legt dem Parlam ent den E ntw urf eines 
H aushaltsplanes vor und berichtet nach Ablauf des Geschäftsjahres über die 
D urchführung des Haushaltsplans.

(2) Die im H aushaltsplan vorgesehenen Aufgaben werden durch die Beiträge 
der S tudentenschaft gedeckt, soweit nicht andere Mittel zur Verfügung stehen.

(3) Das für die Finanzen zuständige Mitglied des Allgemeinen S tudentenaus­
schusses ist fü r die Kassenführung und Vermögensverwaltung der S tudenten ­
schaft verantwortlich. Die V erantw ortlichkeit der übrigen M itglieder des A ll­
gemeinen Studentenausschusses bleibt unberührt. Das N ähere regelt die F i­
nanzordnung. Im übrigen gelten die Grundsätze für die V erw altung öffent­
licher Mittel.

§ 28 Vermögensbeirat

(1) Ein Vermögensbeirat berät und un terstü tz t den Allgemeinen S tudenten ­
ausschuß bei der Aufstellung und A usführung des H aushaltsplans und V er­
w altung des Vermögens der S tudentenschaft. Der Vermögensbeirat ist v o r ^ ^  
laß der F inanzordnung zu hören. Ihm  gehören zwei vom Präsidenten  b este^K  
M itglieder des Lehrkörpers, der leitende Verwaltungsbeam te der U niversität 
oder ein von diesem bestellter V ertreter und zwei M itglieder des S tudenten ­
parlam ents an.

(2!) Das N ähere regelt die Finanzordnung.

Abschnitt VII: Satzung und Satzungsänderung 

§ 29 Satzung

.(1) Die S tudentenschaft gibt sich in einer Urabstim mung eine Satzung.



(2) Die U rabstim m ung h a t geheim und m indestens an zwei Vorlesungstagen 
zu erfolgen. Das N ähere regelt eine Verfahrensordnung.

(3) Der Satzungsentw urf w ird vom S tudentenparlam ent m it der M ehrheit sei­
ner satzungsm äßigen M itglieder beschlossen. — 7----r—"

(4) Die Satzung ist angenommen, wenn m indestens die Hälfte der M itglieder 
der S tudentenschaft an der Urabstim mung teilnim m t und die M ehrheit der 
Abstim menden der Satzung zustimmt. H at im ersten W ahlgang nicht m inde­
stens die Hälfte der M itglieder der S tudentenschaft an der U rabstim m ung 
teilgenommen, so ist in einer zweiten Abstimmung die Satzung angenommen, 
wenn die M ehrheit der Abstimmenden der Satzung zustimmt.

(5) Die Satzung bedarf der Genehmigung des Hessischen Kultusm inisters und 
^ n u ß  im Staatsanzeiger fü r das Land Hessen veröffentlicht werden. .

^ 6 )  Abs. 1 bis 4 gelten fü r Satzungsänderungen entsprechend.
§ 30

Diese Ubergangssatzung tr it t  nach Genehmigung durch den Hessischen K ul­
tusm inister am Tage ih rer Verkündung im Staatsanzeiger fü r das Land Hes­
sen in K raft.

D arm stadt, den 16. 5.1974

Der Präsident
der Technischen Hochschule D arm stadt 

gez. Böhme



G e s c h ä f t s o r d n u n g

für die Sitzung des Studentenparlaments der TH Darmstadt

1« Einberufung.und erstes Zusammentreten 
$ 1 Erstes Zusanunentreten

Das neugcwählte Parlament wird vom PräsIdenten des alten 
Parlaments*zu seiner ersten Sitzung einberufen« Diese fin­
det in der Regel in der Vroelsungszelt des Sommersemesters 
statt, sobald die Wahl rechtskräftig geworden ist*

§ 2 Verhandlungsleitung und Protokoll

Die Verhandlungsleitung der ersten Sitzung liegt lri den 
Händen des Präsidiums des Alten Parlaments.
Das Protokoll wird von den Protokollführern des alten 
Parlamentes geführt. In dieser Sitzung wählt das Par-

•
 lamerit sein Präsidium (siehe § 6 der Satzung) und seine 
Protokollführer.

§ 3 Wahl des AStA

Das Parlament wählt ln einer seiner ersten Sitzungen, spä­
testens jedoch ln der 4. Sitzung ln geheimer Abstimmung 
die Mitglieder des AStA in getrennten Mahlgängen. Sie wer­
den mit absoluter Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder 
des Parlaments gewählt. Es gilt § 8,3 entsprechend.

S 4 Tagesordnung

(1) Die Tagesordnung wird vom Präsidium aufgestellt. Anträge
zur Aufnahme eines Punktes ln die Tagesordnung sind schrift­
lich im Geschäftszimmer des AStA clnzurelchen. Die Tages­
ordnung wird in der Regel 8 Tage vor Sitzungsbeginn abge­
schlossen und ist den Parlaments- und Xltestenratsmltglledem, 
spätestens 4 Tage vor Sitzungsbeginn zuzustellcn. Sie ist 
außerdem spätestens 2 Vorlesungstage vor der Sitzung an den 
schwarzen Brettern des AStA auszuhängen. Jede Tagesordnung 
enthält als Punkt 1 "Festlegung der Tagesordnung"

Punkt 2 "Genehmigung des Protokolls der letzten 
Sitzung".

Dringlichkeitsanträge zur Tagesordnung können noch bis un­
mittelbar vor Beginn der Sitzung schriftlich beim Präsidenten

•
 eingereicht werden. Dringlichkeitsanträge sind nur solche An­
träge,. welche sich aus unvorhergesehenen Ereignissen während 
der letzten Tage vor der Sitzung ergeben und die keine Ver­
schiebung erlauben.

§ 5 Behandlung der Tagesordnungspunkte

Jeder Punkt der Tagesordnung i±. vom Verhandlunasleltcr zu 
eröffnen und zu schliefen.
Ein Tagesordnungspunkt kann noch nicht .abaeschloscen werden, 
wenn ein noch nicht endgültig formulierter schriftlicher An­
trag aussteht (siehe § il).

§ 6 Anwesenheit

Für jede Sitzung wird eine Anwesenheitsliste aufgelegt, 
ln die sich die Parlamentsmitglieder einzutragen haben.



§ 7 öffentlich^“*

Die Parlamortwssltzungen sind grundsätzlich öffentlich«

$ 8 Rederecht

Das Rederecht in den Sitzungen des Parlaments unterliegt 
keiner Beschränkung«

Das Parlament kann mit einfacher Hehrheit auf Antrag eines 
Parlamentsmitgliedes Gästen das R^derecht entziehen«•

Der Vcrhandlungslelter kann die Redfezelt begrenzen«
Diese Maßnahme kann von der Versammlung rückgängig gemacht 
verden«

5 9 Rednerliste # 1

Der Vcrhandlungslelter hat eine Rednerliste zu führen und 
das Wort ln der Reihenfolge der Wortmeldungen zu erteilen«

Der Verhandlungsleiter unterbricht die Rednerliste bei 
dem Ruf "zur Geschäftsordnung" * bei einer Wortmeldung 
zu sofortigen Berichtigung«

Die Begrenzung der Zahl der Unterbrechungen liegt im Er­
messen des Verhahdlungsleiters«

5 10 Abweichungen vom Thema

Der Verhandlungsleiter ist verpflichtet, auf jede Abwei­
chung vom Thema sowie auf jede Nichtbeachtung dieser Ge­
schäftsordnung hinzuweisen« Nach zweimaligere Rinweis kann 
er das Wort zu diesem Punkt der Tagesordnung entziehen«

$ 11 Sachanträge

Sachanträge sind Anträge, welch ein direktem Zusammenhang 
mit dem Thema des jeweiligen Tagesordnungspunktes stehen« 
Sie bedürfen der schriftlichen Form, auch wenn sie erst 
während der Diskussion einqereicht werden« Sie sind reit 
der Formel "Das Parlament möge beschließen«««" elnzulei- 
ten« Bei ähnlichen Sachanträgen wird Uber den veitergehen­
den zuerst abgestimmt« ^

§ 12 Geschäftsordnungsanträge ^

Geschäftsordnungsanträge sind Anträge zum Ablauf der 
Diskussion, z« B« Schluß der Debatte, Schluß der Redner­
liste, Vertagung der Debatte, Beschränkung der Redezeit, 
sofortige Abstimmung etc« •••

Geschäfsordnungsanträge könr^n mündlich n a c h  der Wortmel­
dung "zur Geschäftsordnung" auch bei Unterbrechung der 
Rednerliste gestellt werden« Uber Geschäftsordnuncsanträgo 
muß sofort abgestlmrat werden, nachdem je ein Parlamentsmit­
glied für und ein Mitglied gegen den Antrag zu sprechend 
Gelegenheit hatte« Geschäftsordnunqsanträge können nur 
Podamentsmltglieder stellen«



§ 13 Umfangreiche Vorlagen
Für besonders umfangreiche Vorlagen werden *uf Antrag 
drei Lesungen angesetzt.
Jn der 1. Lesung leitet der Antragsteller mit der Begrün-* 
düng 6elner Vorlage eine Grundsatzdebatte ein. Die Ver­
sammlung kann beschließen, die Vorlage einem Ausschuß 
zu überweisen, die 2, Lesung zu vertagen oder eine sofor­
tige Abstimmung Uber die Vorlage herbeizuführen.

Liegt kein solcher Beschluß gemäß § 13 Abs. 2 vor, so wird 
sofort ln die 2. Lesung eingetreten.
ln der 2. Lesung stellt der Vr.rhandlungslelter die Vorlege 
abschnittsweise*zur Beratung und Abstimmung. Abänderungs­
und Zusatzanträge müssen beim Verhandlunnsloiter schrift­
lich eingerclcht werden.

Nimmt der Hauptantragsteller einen derartigen Antrag an, 
so ist darüber eine gesonderte Abstimmung nicht erforder­
lich. Wird ein solcher Antrag gegen den Willen des Haupt-

•
antragstellers angenommen, so hat der Zusatzantragsteller 
den Gesamtantrag zu vertreten«

Hach- Einbringung eines Abänderung*- oder Zusatzantrages 
kann die Vorlage an einen Ausschuß überwiesen werden.

ln der 2. Lesung können noch einzelne Punkte der Vorlage 
abgeändert werden. Liegen zu dem abstimmungsreifen Antrag 
keine Wortmeldungen mehr vor, so kommt die gesamte Vorlage 
zur Abstlnunung«

5 14 Abstimmung

Bel der Abstimmung zählt der.Protkollführer die Stimmen. 
Abstimmungsfragen sindi

•für den Antrag*,
.•dagegen",

.' "Enthaltungen*•

Auf Verlangen ist namentlich oder geheim abzustimmen.
Wird beides verlangt, so ist geheim abzustimmen.

Der Verhandlungsleiter gibt das Ergebnis der Abstimmungen 
bekannt. Erheben sich begründete Zweifel an der Rechts­
mäßigkeit der Abstimmung, so kann der Verhandlungsleiter 
sie wiederholen lasson, solange überden betreffenden Pun^t 
verhandelt wird.

•
Während der Abstimmung wird das Kort nicht erteilt, auch 
nicht zur Geschäftsordnung.

§.15 Mehrheiten

-Die Beschlußfassung erfolgt mit Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, soweit die Satzung nichts anderes vorschzdLbt.
(§ 10 der Satzung) Bel Stimmengleichheit ist ein Antrag 
abgelehnt. Absolute Mehrheit (2/3-Mehrheit) liegt vor, 
wenn die Ja-Stimmen mehr als die Hälfte (2/3) der satzungs­
mäßigen Mitglieder ausmachen«

§ 16 Protokoll

Der Protokollführer ~~*hrelbt ein Beschlußprotokoll«

Näheres regelt die L'.c.ang der THD.und die Geschäfts­
ordnung des Hessischeg Landtags«


